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Kapitel 1

Einleitung

A. Gegenstand der Untersuchung

I. Einführung in den Untersuchungsgegenstand

Die Schiedsgerichtsbarkeit spielt im Bereich der gesellschaftsrechtlichen Streit-
beilegung eine herausragende Rolle. Schiedsverfahren gelten als besonders ge-
eignet für die Beilegung innergesellschaftlicher Konflikte, denn ihre Vorteile ge-
genüber dem staatlichen Zivilprozess kommen dabei in besonderer Weise zum
Tragen.1 Zuvörderst ist insofern die Vertraulichkeit der schiedsgerichtlichen
Streitbeilegung anzuführen. Bei rechtlichen Auseinandersetzungen im Gesell-
schafterkreis oder zwischen der Gesellschaft und einem Gesellschafter besteht
nämlich zumeist ein besonderes Geheimhaltungsinteresse, bergen derartige Kon-
flikte doch stets die Gefahr, dass Gesellschaftsinterna nach außen dringen und
die Unternehmensreputation infolge des Streits Schaden nimmt. Aber auch der
Befriedungseffekt, der dem Schiedsverfahren zugeschrieben wird, ist von beson-
derer Bedeutung, wenn die Streitparteien nach Ende des Konflikts gesellschafts-
rechtlich verbunden bleiben. Nicht zuletzt steht hinter der Entscheidung für ein
Schiedsverfahren häufig der Wunsch, einen Rechtsstreit in einem flexiblen und
pragmatisch geführten Verfahren zeitnah aus der Welt zu schaffen. Dem kommt
in Anbetracht der Lähmung, die interne Auseinandersetzungen für eine Gesell-
schaft zur Folge haben können, große Bedeutung zu.2

Vor dem Hintergrund der Vorteile, die mit Schiedsverfahren im Kontext der
gesellschaftsrechtlichen Konfliktlösung verbunden sind, überrascht es nicht,
dass Schätzungen zufolge ein Drittel der innerdeutschen Schiedsverfahren eine
gesellschaftsrechtliche Auseinandersetzung zum Gegenstand hat und umgekehrt

1 Siehe nur Böckstiegel, in: Böckstiegel, Schiedsgerichtsbarkeit in gesellschaftsrechtlichen
und erbrechtlichen Angelegenheiten (1996), 1 (1 f.); Ebbing, NZG 1998, 281 (281); Habersack/
Wasserbäch, AG 2016, 2 (2); Hauschild/Böttcher, DNotZ 2012, 577 (578); Heskamp, RNotZ
2012, 415 (415 f.); de Lousanoff, in: Böckstiegel, Schiedsgerichtsbarkeit in gesellschaftsrecht-
lichen und erbrechtlichen Angelegenheiten (1996), 7 (7); Pörnbacher/Baur, in: Mehrbrey,
Gesellschaftsrechtliche Streitigkeiten, § 2 Rn. 26; Reichert/Harbarth, NZG 2003, 379 (379);
Zilles, Schiedsgerichtsbarkeit, 1; ferner H. Westermann, in: FS Fischer (1979), 853 (856 ff.)
sowie Westphal, EWiR 2000, 863 (863).

2 Für eine nähere Untersuchung der Zweckmäßigkeit von Schiedsverfahren bei gesell-
schaftsrechtlichen Streitigkeiten siehe Kapitel 2, A. m. w. N.
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das Gesellschaftsrecht das Rechtsgebiet ist, in dem die (nationale) Schiedsge-
richtsbarkeit die größte Rolle spielt.3 Dabei ist nicht nur das Spektrum der un-
terschiedlichen gesellschaftsrechtlichen Streitgegenstände äußerst vielfältig. In-
terne Konflikte treten auch in ganz unterschiedlichen Gesellschaftstypen auf,
von dem personalistisch strukturierten Familienunternehmen bis hin zur börsen-
notierten Publikumsgesellschaft.4

Damit ein gesellschaftsinterner Rechtsstreit vor einem Schiedsgericht verhan-
delt werden kann, muss dessen Entscheidungsbefugnis durch Schiedsvereinba-
rung oder Schiedsverfügung begründet werden. Mit der Schaffung dieser Legi-
timationsgrundlagen sind jedoch gerade im Bereich des Gesellschaftsrechts be-
sondere Probleme verbunden. Das liegt im Kern an den Schwierigkeiten, die sich
aus dem Aufeinandertreffen zweier nicht aufeinander abgestimmter Rechtsge-
biete – des Gesellschaftsrechts und des Schiedsverfahrensrechts – ergeben. So
orientiert sich das deutsche Schiedsverfahrensrecht, dem das UNCITRAL-Mo-
dellgesetz über die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit zugrunde liegt,5

eher an den Erfordernissen handels- bzw. vertragsrechtlicher Streitigkeiten denn
an den Besonderheiten gesellschaftsinterner Konfliktlösung.6 Hinzu kommt,
dass mit dem Anspruch eines Gesellschafters auf staatlichen Rechtsschutz ein
grundrechtlich sensibler Bereich betroffen ist, weshalb die gesellschaftsinterne
Schiedsgerichtsbarkeit stets auch vor einem verfassungsrechtlichen Hintergrund
zu sehen ist. Das Zusammenwirken von Gesellschafts-, Verfahrens- und Verfas-
sungsrecht wirft komplexe Rechtsfragen auf, die trotz des erheblichen wissen-
schaftlichen Interesses und ihrer praktischen Relevanz nicht als geklärt angese-
hen werden können.7 Zu dieser Debatte möchte die vorliegende Untersuchung
einen Beitrag leisten. Sie richtet den Blick auf die zwischen Schieds- und Gesell-
schaftsrecht auftretenden Friktionen. Mit der Arbeit wird der Frage nachgegan-
gen, wie die Schiedsbindung von Gesellschaft und Gesellschaftern durch gesell-
schaftsrechtliche Instrumente – konkret: durch Gesellschaftsvertrag und Gesell-
schaftervereinbarung – herbeigeführt werden kann, damit Streitigkeiten zwi-
schen der Gesellschaft und Gesellschaftern, ebenso wie solche unter Gesell-
schaftern, in einem Schiedsverfahren beigelegt werden können.

3 Böckstiegel, in: Böckstiegel, Schiedsgerichtsbarkeit in gesellschaftsrechtlichen und erb-
rechtlichen Angelegenheiten (1996), 1 (1); siehe ferner Bechte-Horbach, Schiedsverfahren, 12
sowie Reichert, in: FS Ulmer (2003), 511 (511); zur Verbreitung gesellschaftsrechtlicher
Schiedsverfahren auch Mock, in: FS Meilicke (2010), 489 (489) sowie H. Westermann, in:
FS Fischer (1979), 853 (853).

4 Zu den unterschiedlichen Typen rechtlicher Auseinandersetzungen in Kapitalgesell-
schaften siehe Mehrbrey, Gesellschaftsrechtliche Streitigkeiten, 105 ff.

5 Buchwitz, Schiedsverfahrensrecht, 33 ff. m. w. N.
6 K. Schmidt, BB 2001, 1857 (1857); ders., ZHR 162 (1998), 265 (267); ders., JZ 1989, 1077

(1077 f.); siehe ferner Heskamp, RNotZ 2012, 415 (415).
7 So auch der Befund bei J. Schmidt, in: Verhandlungen des 72. Deutschen Juristentages

(2019), O 101 (O 101) in Bezug auf beschlussmängelrechtliche Schiedsverfahren; siehe ferner
H. P. Westermann, ZGR 2017, 38 (60).
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II. Schwerpunkte der Untersuchung

Die Zuständigkeit eines Schiedsgerichts zur Entscheidung über einen gesell-
schaftsinternen Rechtsstreit beruht entweder auf einer Bestimmung des Gesell-
schaftsvertrags oder auf einer im Gesellschafterkreis getroffenen Schiedsverein-
barung. Die Herbeiführung der Schiedsbindung durch Satzung (1.) und durch
Gesellschaftervereinbarung (2.) bilden daher die Schwerpunkte der Untersu-
chung. Dabei werden sowohl die Voraussetzungen der wirksamen Errichtung
entsprechender Schiedsklauseln als auch die von diesen ausgehenden Rechtswir-
kungen untersucht.

1. Schiedsbindung durch Gesellschaftsvertrag

Der genuin gesellschaftsrechtliche Weg, die Entscheidungsbefugnis des Schieds-
gerichts über Streitigkeiten in der Gesellschaft zu begründen, führt über die Sat-
zung. Damit ist der Vorteil verbunden, dass die Schiedsbindung der Gesellschaf-
ter kraft Mitgliedschaft eintritt. Gerade in Publikumsgesellschaften, in denen der
Abschluss einer Schiedsvereinbarung unter Beteiligung aller Anteilseigner fak-
tisch ausscheidet, ist dies die einzige Möglichkeit, eine umfassende schiedsge-
richtliche Zuständigkeit für gesellschaftsinterne Rechtsstreitigkeiten herbeizu-
führen.

Hinter der statutarischen Anordnung eines Schiedsverfahrens verbirgt sich
eine komplexe Problemlage, die eine verfahrens-, eine gesellschafts- und eine
verfassungsrechtliche Dimension aufweist. In prozessualer Hinsicht muss zu-
nächst untersucht werden, welches Regelungsregime auf statutarische Schieds-
klauseln anwendbar ist. Konkret geht es dabei um die Frage, ob diese als Schieds-
vereinbarungen gemäß § 1029 Abs. 1 ZPO oder als Schiedsverfügungen gemäß
§ 1066 Var. 2 ZPO zu qualifizieren sind. Auf dieser Grundlage sind sodann die
Voraussetzungen zu bestimmen, denen die Herbeiführung der Schiedsbindung
durch Gesellschaftsvertrag unterliegt. Dabei bedarf das Verhältnis zwischen der
schiedsrechtlichen Formvorschrift des § 1031 ZPO und den gesellschaftsrechtli-
chen Beurkundungserfordernissen der Klärung. Von zentraler Bedeutung ist so-
dann, ob die Zuständigkeit des Schiedsgerichts nur mit Zustimmung aller be-
troffenen Gesellschafter begründet werden kann. Damit ist die grundlegende
Frage angesprochen, ob die freiwillige Unterwerfung der Streitparteien unter die
Zuständigkeit des Schiedsgerichts ein unverzichtbares Strukturmerkmal des
Schiedsverfahrens ist, oder ob – und ggf. unter welchen Voraussetzungen – auf
Grundlage verbandsrechtlicher Prinzipien eine Schiedsbindung auch ohne den
Konsens der Streitparteien möglich ist. Unter dem Blickwinkel des Gesellschafts-
rechts geht es insofern darum, den Gestaltungsspielraum der Gesellschafter-
mehrheit zu vermessen. Aufgeworfen ist die verbandsrechtliche Kernfrage, wie
Mehrheitsmacht und Minderheitenrechte – genauer: die Gestaltungsmacht des
Satzungsgebers und die Rechtsschutzinteressen der Minderheitsgesellschafter –
auszutarieren sind. Aus verfassungsrechtlicher Perspektive stellt sich die The-
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matik als Anwendungsfall der mittelbaren Grundrechtswirkung dar. Es fragt
sich, ob die Mehrheitsgesellschafter sich auf ihre allgemeine Vereinigungsfreiheit
berufen können, um den ebenfalls grundrechtlich verbürgten allgemeinen Justiz-
gewährungsanspruch eines Minderheitsgesellschafters zu verkürzen. Ein Ziel der
Arbeit ist es, einen Weg zur Lösung des skizzierten Spannungsverhältnisses auf-
zuzeigen und die unterschiedlichen Ebenen schlüssig aufeinander abzustimmen.

Darüber hinaus bedürfen auch die materiell-rechtlichen Anforderungen, die
an statutarische Schiedsklauseln zu stellen sind, der Untersuchung. Insofern ist
die Frage zu beantworten, ob eine Regelung, wonach für gesellschaftsinterne
Streitigkeiten ein Schiedsgericht zuständig ist, einen zulässigen Bestandteil der
Satzung einer Kapitalgesellschaft darstellt. Dies ist insbesondere für das Akti-
enrecht problematisch, das der Verwendung satzungsmäßiger Schiedsklauseln
durch die aktienrechtliche Satzungsstrenge nach vielfach vertretener Auffassung
enge Grenzen setzt. Weiterhin ist zu prüfen, ob die Satzung über die Bestimmung
der schiedsgerichtlichen Zuständigkeit hinaus auch die Modalitäten des Verfah-
rens vor dem Schiedsgericht im Einzelnen regeln muss. Schließlich sind allge-
meine Wirksamkeitshindernisse, die sich beispielsweise aus den §§ 134, 138 BGB
ergeben können, in den Blick zu nehmen.

In Bezug auf die rechtlichen Wirkungen satzungsmäßiger Schiedsklauseln in
Kapitalgesellschaften muss die sachliche und personelle Reichweite der Schieds-
bindung untersucht werden. Insbesondere die Bejahung einer Schiedsbindung
gegenüber bereits ausgeschiedenen Gesellschaftern bedarf der Begründung.

2. Schiedsbindung durch Gesellschaftervereinbarung

Wo die Möglichkeit, das Schiedsgericht kraft Satzung zu legitimieren, aus recht-
lichen Gründen versperrt ist oder beispielsweise aus Gründen der Registerpu-
blizität nicht im Interesse der Gesellschafter liegt, bleibt der Rückgriff auf den
Abschluss einer herkömmlichen Schiedsvereinbarung in Gestalt einer satzungs-
begleitenden Nebenabrede. Auch mit diesem Vorgehen sind ungeklärte Rechts-
fragen verbunden.

Im Hinblick auf die Voraussetzungen, denen die Herbeiführung der Schieds-
bindung durch Gesellschaftervereinbarung unterliegt, stellt sich eine Reihe von
Einzelfragen, die den Abschluss der Schiedsvereinbarung betreffen. Umstritten
ist bereits, ob es bei dem Abschluss sog. omnilateraler Gesellschafterschiedsver-
einbarungen der Mitwirkung der Gesellschaft selbst bedarf, um diese der
Schiedsbindung zu unterwerfen. Bedingt durch die besondere Abschlusssituation
in Gesellschaften handelt es sich bei Gesellschafterschiedsvereinbarungen zudem
um sog. Mehrparteienschiedsvereinbarungen. Wenig erörtert ist bisher, wie der
Abschluss mehrseitiger Verträge, zumal innerhalb einer Gesellschaft, rechtskon-
struktiv abläuft.8 Auch die Frage, ob die Beurkundungsbedürftigkeit des Gesell-

8 Eine Ausnahme bilden Zwanzger, Der mehrseitige Vertrag sowie speziell im gesell-
schaftsrechtlichen Kontext Schlüter, Schiedsbindung, 270 ff.
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schaftsvertrags die Beurkundungsbedürftigkeit einer damit eng zusammenhän-
genden Schiedsvereinbarung nach sich zieht, bedarf der Klärung. Für das Akti-
enrecht wird die Zulässigkeit satzungsbegleitender Schiedsvereinbarungen zu-
dem teilweise unter Verweis auf die aktienrechtliche Satzungsstrenge in Frage
gestellt. Schließlich bedürfen wiederum die allgemeinen Wirksamkeitsvorausset-
zungen von Gesellschafterschiedsvereinbarungen im Hinblick auf §§ 134, 138
BGB sowie das AGB-Recht der Untersuchung.

Mit Blick auf die Wirkungen satzungsbegleitender Gesellschafterschiedsver-
einbarungen erweist sich vor allem die Bestimmung der personellen Reichweite
der Schiedsvereinbarung als problematisch. Anders als bei statutarischen
Schiedsklauseln folgt die Schiedsbindung nicht aus der Mitgliedschaft selbst,
sondern aus einer davon zu unterscheidenden Abrede. Dies wirft die für die
praktische Tauglichkeit satzungsbegleitender Schiedsvereinbarungen wichtige
Frage auf, ob der Gleichlauf von Mitgliedschaft und Schiedsbindung dennoch
gewahrt ist oder sich wenigstens kautelarjuristisch sicherstellen lässt. Insbeson-
dere bei der Diskussion um die Schiedsbindung eines Einzelrechtsnachfolgers in
die mitgliedschaftliche Rechtsstellung scheinen Strukturprinzipien des Schieds-
verfahrensrechts und des Gesellschaftsrechts besonders deutlich in Konflikt zu
geraten. Aus schiedsrechtlicher Perspektive wird die Bindung an die Schiedsver-
einbarung tendenziell als Eigenschaft des schiedsunterworfenen Rechts begrif-
fen, die nach allgemeinen zessionsrechtlichen Grundsätzen auch für den Sonder-
rechtsnachfolger eines Gesellschafters Geltung beansprucht. Aus gesellschafts-
rechtlicher Sicht hingegen erscheint zweifelhaft, ob eine kraft Gesetzes eintre-
tende Bindung eines Anteilserwerbers an eine außerhalb der Satzung getroffene
Gesellschaftervereinbarung anerkannt werden kann. Würde der Schiedsverein-
barung eine solche quasi-korporative Wirkung beigemessen, würde die Grenze
zwischen korporativen und individualrechtlichen Vereinbarungen der Gesell-
schafter verwischt und die Verlässlichkeit des Handelsregisters als Publizitäts-
träger gefährdet. Hier gilt es, der grundlegenden schiedsrechtsdogmatischen
Frage nach der rechtlichen Beziehung zwischen der Schiedsvereinbarung und
dem schiedsunterworfenen Rechtsverhältnis – in diesem Fall der Mitgliedschaft
– nachzugehen. Dabei soll auch geklärt werden, durch welche Gestaltungsmittel
diese Problematik in der Praxis bewältigt werden kann.

III. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands

Wie die vorstehende Einführung bereits andeutet, ist mit der Frage nach der
Herbeiführung der Schiedsbindung durch Gesellschaftsvertrag und Gesellschaf-
tervereinbarung ein so weites wie grundlegendes Feld angesprochen. Das Thema
verlangt daher nach einer Eingrenzung. Eine solche soll in mehrfacher Hinsicht
vorgenommen werden.

Erstens ist der Gegenstand der Untersuchung (allein) das Recht der Kapital-
gesellschaften. Bei diesen ist das für den Bereich der satzungsmäßigen Schieds-
klauseln zu behandelnde Spannungsverhältnis zwischen der Verbandsautonomie
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der Gesellschaft und den Rechtsschutzinteressen der (Minderheits-)Gesellschaf-
ter aufgrund der Geltung des Mehrheitsprinzips besonders ausgeprägt. Die Un-
tersuchung beschränkt sich dabei auf das deutsche Gesellschafts- und Schieds-
verfahrensrecht.

Zweitens gilt das Erkenntnisinteresse den Rechtsproblemen, die sich gerade
aus den rechtlichen Instrumenten ergeben, durch welche die Schiedsbindung be-
gründet werden soll, d. h. Gesellschaftsvertrag und Gesellschaftervereinbarung.
Nicht das Anliegen der Untersuchung ist es hingegen, einzelne gesellschaftsrecht-
liche Streitgegenstände auf ihre Schiedsfähigkeit zu überprüfen oder zu ermit-
teln, welche Anforderungen an Schiedsklauseln sich im Hinblick auf bestimmte
Streitgegenstände ergeben.9 Insbesondere für den insofern problematischsten
und praktisch relevantesten Bereich des Beschlussmängelrechts ist diese Frage
bereits vielfach erörtert worden.10 Das Untersuchungsinteresse gilt den Beson-
derheiten der gesellschaftsrechtlichen Legitimationsgrundlage des Schiedsver-
fahrens und weniger den Eigenheiten bestimmter gesellschaftsrechtlicher Streit-
gegenstände. Die Arbeit nimmt gewissermaßen die allgemeinen Voraussetzungen
und Wirkungen von Schiedsklauseln in Gesellschaftsverträgen und Gesellschaf-
tervereinbarungen in den Blick, die unabhängig von den Besonderheiten be-
stimmter Streitgegenstände gelten.

Drittens beschränkt der Untersuchungsgegenstand sich auf die Frage der
Schiedsbindung. Es soll darum gehen, unter welchen Voraussetzungen und mit
welchen Rechtswirkungen das Schiedsgericht durch gesellschaftsrechtliche In-
strumente zur Entscheidung über gesellschaftsinterne Streitigkeiten legitimiert
werden kann. Demgegenüber wird nicht danach gefragt, wie die Modalitäten des
Verfahrens vor dem Schiedsgericht recht- und zweckmäßigerweise auszugestal-
ten sind, um den Besonderheiten innergesellschaftlicher Konflikte im Allgemei-
nen oder bestimmter Streitgegenstände im Besonderen Rechnung zu tragen. Ge-
fragt wird nach dem „Ob“, nicht dem „Wie“ des Schiedsverfahrens.11 Auf die

9 Dazu bereits ausführlich Bechte-Horbach, Schiedsverfahren, 12 ff.; Ebbing, NZG 1998,
281 (284 ff.); Papmehl, Schiedsfähigkeit gesellschaftsrechtlicher Streitigkeiten; H. P. Wester-
mann, ZGR 2017, 38 (42 ff.); Zilles, Schiedsgerichtsbarkeit, 35 ff.; zur Vielzahl der möglichen
Streitgegenstände in Kapitalgesellschaften siehe nochmals Mehrbrey, Gesellschaftsrechtliche
Streitigkeiten, 105 ff.

10 Ausführlich zur Schiedsfähigkeit von Beschlussmängelstreitigkeiten nur Asmussen,
Schiedsfähigkeit; Filker, Schiedsgerichtliche Beurteilung GmbH-rechtlicher Beschlussmän-
gelstreitigkeiten; Jobst, Schiedsverfahren; Kay, Schiedsvereinbarungen; Korff, Beschluss-
mängelstreitigkeiten, 5 ff.; J. Schmidt, in: Verhandlungen des 72. Deutschen Juristentages
(2019), O 101; Schröder, Schiedsgerichtliche Konfliktbeilegung; Zimmermann, Beschluss-
mängelstreitigkeiten. – Zur Bedeutung der Schiedsfähigkeit II-Rechtsprechung des BGH im
vorliegenden Zusammenhang siehe Kapitel 2, B. I. 2. c) aa) (2), Kapitel 3, B. II. 2. a) bb) so-
wie Kapitel 3, B. III. 2. d) cc).

11 Zur Ausgestaltung des Schiedsverfahrens bei gesellschaftsrechtlichen Streitigkeiten
siehe ausführlich Heskamp, RNotZ 2012, 415 (431 ff.); Weber, in: Böckstiegel, Schiedsge-
richtsbarkeit in gesellschaftsrechtlichen und erbrechtlichen Angelegenheiten (1996), 49
(49 f.).
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Ausgestaltung der Verfahrensmodalitäten wird nur insofern eingegangen, als die
Frage zu beantworten ist, ob diesbezügliche Regelungen in der Satzung einer
Kapitalgesellschaft generell zur Errichtung einer wirksamen Schiedsklausel und
damit zur Herbeiführung der Schiedsbindung erforderlich sind.

Viertens umfasst das behandelte Thema allein gesellschaftsrechtliche Streitig-
keiten im engeren Sinne. Gemeint sind damit Streitigkeiten im Verhältnis zwi-
schen Gesellschaft und Gesellschaftern sowie im Verhältnis zwischen Gesell-
schaftern auf Grund des Gesellschaftsverhältnisses.12 Ausgeklammert bleiben
demgegenüber Streitigkeiten unter Beteiligung von Organmitgliedern13 und ge-
sellschaftsfremden Dritten.14

B. Gang der Untersuchung

Die Untersuchung gliedert sich in drei Hauptkapitel, denen diese Einleitung als
Kapitel 1 vorangestellt ist. Zunächst werden einige Grundlagen erarbeitet, auf
denen die weitere Untersuchung aufbaut. Dabei wird die Zweckmäßigkeit des
Schiedsverfahrens als Konfliktlösungsmechanismus bei gesellschaftsrechtlichen
Auseinandersetzungen überprüft und die prozess- und verfassungsrechtlichen
Rahmenbedingungen der schiedsgerichtlichen Konfliktlösung im Gesellschafts-
recht dargestellt (Kapitel 2). Die Struktur der weiteren Untersuchung orientiert
sich an den beiden Legitimationsgrundlagen, auf denen die Befugnis des Schieds-
gerichts zur Entscheidung einer gesellschaftsinternen Streitigkeit beruhen kann.
In einem ersten Schritt wird mit dem Gesellschaftsvertrag die statutarische Le-
gitimation des Schiedsgerichts in den Blick genommen, d. h. es wird die Begrün-
dung der Schiedsbindung von Gesellschaft und Gesellschaftern durch eine Be-
stimmung in der Gesellschaftssatzung untersucht (Kapitel 3). Sodann wendet die
Arbeit sich der rechtsgeschäftlichen Legitimation des Schiedsgerichts zu und er-
örtert die Herbeiführung der Schiedsbindung durch eine satzungsbegleitende
Schiedsvereinbarung der Gesellschafter (Kapitel 4). Kapitel 3 und Kapitel 4 sind
jeweils in drei Abschnitte untergliedert (A., B. und C.). Nachdem unter A. jeweils
die maßgeblichen rechtlichen Grundlagen bestimmt werden, hat der Abschnitt B.
jeweils die Voraussetzungen und der Abschnitt C. jeweils die Wirkungen einer
durch Gesellschaftsvertrag bzw. Gesellschaftervereinbarung errichteten Schieds-
klausel zum Gegenstand. Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung der
wesentlichen Ergebnisse (Kapitel 5).

12 Siehe auch die Begriffsbestimmung bei Borris, SchiedsVZ 2018, 242 (243).
13 Zu Schiedsverfahren zwischen der Gesellschaft und Organmitgliedern bereits ausführ-

lich Schlüter, Schiedsbindung; siehe ferner H. P. Westermann, ZGR 2017, 38 (48 ff.).
14 Zur Schiedsbindung gesellschaftsfremder Dritter bereits ausführlich v. Jhering, Wir-

kung von Schiedsvereinbarungen, Schiedsklauseln und Schiedssprüchen, 15 ff.; Retzbach,
Drittwirkungen, 183 ff.





Kapitel 2

Grundlagen

Nachdem zunächst die eingangs aufgestellte Behauptung, wonach Schiedsver-
fahren ein zweckmäßiger Konfliktlösungsmechanismus bei gesellschaftsrechtli-
chen Streitigkeiten seien,1 näher untersucht wird (A.), werden die zivilprozess-
rechtlichen (B.) und die verfassungsrechtlichen (C.) Grundlagen schiedsgericht-
licher Streitbeilegung in Gesellschaften erörtert.

A. Zweckmäßigkeit von Schiedsverfahren bei
gesellschaftsrechtlichen Streitigkeiten

Nachfolgend werden die Vor- und Nachteile von Schiedsverfahren bei gesell-
schaftsrechtlichen Streitigkeiten im Vergleich zur staatlichen Gerichtsbarkeit un-
tersucht. Die literarischen Stellungnahmen zu der Frage der Zweckmäßigkeit
von Schiedsverfahren sind zahlreich.2 Auf eine Erörterung dieses Aspekts kann
gleichwohl nicht verzichtet werden, weil die Abwägung zwischen dem Interesse
der Gesellschaft an der Beilegung interner Streitigkeiten vor einem Schiedsge-
richt einerseits und dem Interesse des (Minderheits-)Gesellschafters am Zugang
zur staatlichen Gerichtsbarkeit andererseits3 stets auch vor dem Hintergrund der
Vor- und Nachteile zu sehen ist, die mit einer schiedsgerichtlichen Streitbeilegung
aus Sicht der Beteiligten konkret verbunden sind. Die Untersuchung konzen-
triert sich auf die Zweckmäßigkeit von Schiedsverfahren gerade bei gesellschafts-
internen Streitigkeiten und berücksichtigt insbesondere auch die Unterschiede
zwischen personalistisch strukturierten Kapitalgesellschaften und Publikums-
gesellschaften.

1 Siehe Kapitel 1, A. I.
2 Siehe nur Ebbing, Zivilgerichte, 57 ff.; Hamann/Lennarz, JA 2012, 801; Jagenburg, in:

FS Oppenhoff (1985), 147; Lachmann, Schiedsgerichtspraxis, Rn. 119 ff.; Schütze, in: Gott-
wald, Effektivität des Rechtsschutzes vor staatlichen und privaten Gerichten (2006), 171;
Schütze/Thümmel, Schiedsgericht, Einl. Rn. 38 ff.; Schwab/Walter, Schiedsgerichtsbarkeit,
Kap. 1 Rn. 8 f.

3 Siehe Kapitel 3, B. II. 2.
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I. Vertraulichkeit des Schiedsverfahrens und des Schiedsspruchs

Zunächst ist die Vertraulichkeit des Schiedsverfahrens als wesentlicher Unter-
schied zum staatlichen Zivilprozess in den Blick zu nehmen. Nachdem zunächst
die Gründe für das Geheimhaltungsinteresse von Gesellschaft und Gesellschaf-
tern in Bezug auf interne Streitigkeiten dargelegt werden (1.), wird untersucht,
inwiefern das Schiedsverfahren dieses Geheimhaltungsinteresse im Vergleich zur
staatlichen Gerichtsbarkeit befriedigt (2.) und ob mit einer nichtöffentlichen
Streitbeilegung andererseits auch Nachteile verbunden sind, die das Geheimhal-
tungsinteresse der Beteiligten wieder aufwiegen (3.).

1. Das Vertraulichkeitsinteresse von Gesellschaft und Gesellschaftern

Das Geheimhaltungsinteresse von Gesellschaft und Gesellschaftern wird regel-
mäßig als entscheidender Anreiz für die Wahl des Schiedsverfahrens als Streit-
beilegungsmechanismus in gesellschaftsinternen Auseinandersetzungen ange-
führt.4 Das hat mehrere Gründe. Zunächst birgt die öffentliche Verhandlung
derartiger Konflikte das Risiko, dass Gesellschaftsinterna – beispielsweise Ge-
schäftsgeheimnisse oder Informationen über die Geschäftsstrategie – nach außen
dringen.5 Daraus können möglicherweise Wettbewerber Profit schlagen.6 Die
vertrauliche Beilegung von Streitigkeiten wird daher besonders für solche Ge-
sellschaften angeraten, für deren Unternehmensgegenstand dem Bereich For-
schung und Entwicklung große Bedeutung zukommt.7 Darüber hinaus liegt auf
der Hand, dass die öffentliche Austragung von Streitigkeiten das Potential hat,
die Unternehmensreputation zu schädigen.8 Schon der Umstand, dass intern ge-
stritten wird, ist geeignet, die Gesellschaft nach außen in einem schlechten Licht
erscheinen zu lassen. Das gilt erst recht, wenn – wie bei Rechtsstreitigkeiten nicht
selten – ein etwaiges Fehlverhalten oder Rechtsverstöße einer Partei thematisiert

4 Siehe nur Habersack/Wasserbäch, AG 2016, 2 (2); Hauschild/Böttcher, DNotZ 2012, 577
(577); Lachmann, Schiedsgerichtspraxis, Rn. 144; Schütze, in: Gottwald, Effektivität des
Rechtsschutzes vor staatlichen und privaten Gerichten (2006), 171 (195 f.); Schütze/Thümmel,
Schiedsgericht, Einl. Rn. 49; Wedemann, Gesellschafterkonflikte, 525; Zilles, Schiedsgerichts-
barkeit, 5.

5 Habersack/Wasserbäch, AG 2016, 2 (2); Gentzsch/Hauser/Kapoor, SchiedsVZ 2019, 64
(65); Heskamp, RNotZ 2012, 415 (416); Lachmann, Schiedsgerichtspraxis, Rn. 143; Prütting,
in: FS Böckstiegel (2001), 629 (629); Schlüter, Schiedsbindung, 26; Stumpf, in: FS Bülow
(1981), 217 (220); Zimmermann, Beschlussmängelstreitigkeiten, 30 f.

6 Asmussen, Schiedsfähigkeit, 25 f.; Buchwitz, Schiedsverfahrensrecht, 316; Heskamp,
RNotZ 2012, 415 (416); Lachmann, Schiedsgerichtspraxis, Rn. 143; Schröder, Schiedsgericht-
liche Konfliktbeilegung, 11.

7 Heskamp, RNotZ 2012, 415 (416).
8 Habersack/Wasserbäch, AG 2016, 2 (2); Heinrich, NZG 2016, 1406 (1407); Schlüter,

Schiedsbindung, 26; Zilles, Schiedsgerichtsbarkeit, 5 f.; Zimmermann, Beschlussmängelstrei-
tigkeiten, 31.
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